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(31) 
9. 

VERWALTUNGSGERICHT 

TRIER 

URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigter: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Koblenz, vertreten 
durch die Rechtssekretäre Christoph Zschommler 
u.a., Schlossstraße 37, 56068 Koblenz,

g e g e n

Prozessbevollmächtigter: 

- Beklagte -

w e g e n dienstlicher Beurteilung 
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hat die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts Trier aufgrund der Beratung vom 
22. Februar 2021, an der teilgenommen haben

Vizepräsident des Verwaltungsgerichts  
Richterin am Verwaltungsgericht 
Richterin 
ehrenamtlicher Richter  
ehrenamtliche Richterin 

für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird qnter Aufhebung des Widerspruchsbescheids vom 
25. August 2020 verurteilt, den Kläger für den Zeitraum vom 1. September
2017 bis zum 31. August 2019 unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Gerichts erneut dienstlich zu beurteilen.

Die Kosten des Verfahrens trägt die Beklagte. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf 
die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des 
vollstreckungsfähigen Betrages abwenden, wenn nicht der Kläger vor der 
Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Beurteilung für 

den Zeitraum vom 1. September 2017 bis zum 31. August 2019. 

Der Kläger steht als Technischer Postamtsrat (Besoldungsgruppe A 12 der 

Bundesbesoldungsordnung) im Dienst der Beklagten und war während des 

maßgeblichen Beurteilungszeitraums als „Application Manager" bei der „Deutsche 

Telekom IT GmbH" am Standort ... tätig. 

Im Vorfeld der Erstellung der streitgegenständlichen dienstlichen Beurteilung 

wurden Stellungnahmen der Führungskräfte des Klägers eingeholt. Eine 

Stellungnahme gibt als Bewertung der Funktion ''T9/1 0" an. Die andere 

Stellungnahme enthält den Hinweis, dass bei einer Arbeitsplatzüberprüfung im 

Jahre 2018 das Gremium aus Betriebsrat und direkter Vorgesetzter eine Einstufung 

nach „T 10" ergeben habe. Dies sei vom Beurteiler „zusätzlich" zu berücksichtigen. 

Unter dem 30. Juni 2020 erstellten die Beurteiler eine dienstliche Beurteilung des 

Klägers für den genannten Beurteilungszeitraum. Darin wird als Bewertung seiner 

Funktion „T8" angegeben. Die Einzelkriterien - mit Ausnahme des nicht bewerteten 
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„Nach Würdigung aller Erkenntnisse wird das oben angegebene 
Gesamtergebnis festgesetzt. Bei der Vergabe der Gesamtergebnisse 
ist nach der Einzelleistung im Vergleich zur Gesamtgruppe auf 
derselben Beurteilungsliste zu differenzieren." 

Diese floskelhaften Formulierungen, die der Kammer ebenfalls aus zahlreichen 

vergleichbaren Verfahren bekannt sind, lassen nicht einmal ansatzweise erkennen, 

inwieweit sich die mit „Sehr gut++ " bewerteten Personen aus der maßgeblichen 

Vergleichsgruppe vom Kläger unterscheiden. 

b) Weshalb der Kläger nicht mit der Spitzennote „Hervorragend" beurteilt wurde,

wird ebenfalls unzureichend begründet. Die diesbezügliche Begründung lautet:

„Herr ... kann nicht das beste Gesamtergebnis erhalten. Das 
Beurteilungsergebnis ,Hervorragend' haben auf der Beurteilungsliste 
von Herrn ... ausschließlich solche Beamte erhalten, die von ihrer 
Führungskraft eine vergleichbare Leistung attestiert bekommen 
haben und die außerdem höherwertig eingesetzt sind." 

Plausibel ist diese Begründung lediglich insoweit, als aus ihr hervorgeht, der Kläger 

müsse hinter solchen Beamten zurückstehen, die von ihrer Führungskraft eine 

vergleichbare Leistung attestiert bekommen haben und außerdem -anders als der 

Kläger (vergleiche oben unter III.) -während des Beurteilungszeitraums höherwertig 

eingesetzt worden sind. 

Geht man entsprechend dem Vorbringen der Beklagten jedoch davon aus, dass die 

Note „Hervorragend" nach der Beurteilungspraxis der Telekom nur in der Regel, 

aber nicht ausschließlich für höherwertig eingesetzte Beamte in Betracht kommt 

(vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 26. August 2019, a.a.O., Rn. 25), lässt die 

Begründung der Gesamtbeurteilung des Klägers nicht hinreichend klar erkennen, 

weshalb in seinem Fall von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wurde. Die 

textlichen Erläuterungen zu den Einzelbewertungen liefern nämlich Anhaltspunkte 

dafür, dass im Fall des Klägers die Vergabe der Spitzennote ernstlich in Betracht 

kommt. 

C) Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 Satz 1 VwGO. Die

Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 167 Abs. 1 und

Abs. 2 VwGO, 708 Nr. 11, 711 der Zivilprozessordnung - ZPO -.
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Gründe, die Berufung nach§ 124a Abs. 1 VwGO zuzulassen, liegen nicht vor. 

Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die 
Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
beantragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder eine sonstige 
nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Organisation 
vertreten lassen. 

· Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Trier, Egbertstraße 20a, 54295 Trier,
schriftlich oder nach· Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Dokument zu
stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Innerhalb von zwei Monaten nacn Zustellung des Urteils sind die Gründe
darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz,
schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Dokument
einzureichen.

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten
aufweist,

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des
Bundesverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und
auf dieser Abweichung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel
-geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruheh kann.
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